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Fraktionsvorsitzender       Fraktionsvorsitzender stellv. Fraktionsvorsitzender 
 

Die Stadtvertretung möge anstelle des bisherigen Antrages:  

 

Die Stadtvertretung beauftragt die Oberbürgermeisterin,  

beim Eigenbetrieb Stadtwirtschaftliche Dienstleistungen Schwerin (SDS) einen 

Gestaltungsbeirat oder eine andere geeignete Form der Bürgerbeteiligung für die städtischen 

Spielplätze einzurichten. Damit sollen Bürger, insbesondere Eltern von Kindern im 

Spielplatzalter, kontinuierlich an der Spielplatzplanung in der Landeshauptstadt mitwirken 

können. 

 

Folgendes beschließen: 

 

Die Stadtvertretung beauftragt die Oberbürgermeisterin, 

- bei wesentlichen Umbau- und bei Neubaumaßnahmen an städtischen Spielplätzen unter 

Einbeziehung der Ortsbeiräte, des Kinder- und Jugendrates und der zuständigen 

Fachausschüsse sowie potentieller Nutzergruppen (Kindertagesstätten, Horte, Schulen) 

möglichst frühzeitig und in geeigneter Form, auch durch intensivere Nutzung der Homepage 

der Landeshauptstadt Schwerin und Printmedien, die Öffentlichkeit zu beteiligen; 

 

- auf der Homepage der SDS über ein Forum o.ä. Eltern, Anwohnern, aber auch Kindern und 

Jugendlichen die Gelegenheit zu schaffen, Ideen, Anregungen aber auch Kritiken für die 

Erarbeitung und die Umsetzung solcher Maßnahmen einzubringen; 

 

- bei der anstehenden Überarbeitung der Spielplatzkonzeption in Gebieten mit einem Mangel 

an öffentlichen Spielplätzen zu prüfen, ob durch Vereinbarungen zur Mitnutzung bestehender 

nicht-öffentlicher Spielplätze in Einrichtungen, Schulen oder Heimen diese Lücken geschlossen 

werden können. 

 


